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elsassplatz:
Rockergeraten
aneinander
Aachen. Ob der Schuss in die Luft
oder gezielt abgegeben wurde, ist
noch nicht geklärt. Fest steht aber,
dass es sich am Mittwochabend
um eine erneute Auseinanderset-
zung zwischen den verfeindeten
Rockergruppen Hells Angels und
Bandidos auf dem Elsassplatz ge-
handelt hat. Die Staatsanwalt-
schaft hat jetzt Haftbefehl gegen
einen Beteiligten wegen unerlaub-
tenWaffenbesitzes beantragt.

Seit Oktober hat die Aachener
Polizei eine Ermittlungsgruppe zur
Rockerkriminalität eingerichtet
und acht Männer beider Gruppen
hinterGitter gebracht, unter ande-
rem wegen Drogendelikten, ge-
fährlicher Körperverletzung und
versuchten Totschlags. Anfang
September gab es eine Massen-
schlägerei an einer Tankstelle mit
zwei Verletzten. (hau) ▶ Lokales

▶ Weihnachtskonzert
gegen Pegida-Demo

Der Runde Tisch gegen
Rechts hat zeitgleich zur Pe-
gida-Kundgebung am kom-
menden Sonntag zu einem
vorweihnachtlichen Konzert
am Elisenbrunnen eingela-
den. Dort werden auchOber-
bürgermeister Marcel Philipp
und Städteregionsrat Helmut
Etschenberg sprechen.

▶ Grüne lehnen
traglufthalle ab

▶ Gemeinsames Lernen
ist eine großeChance

Heute im LokaLteiL

Wetter: 50 bis 80
Stark bewölkt und
zeitweise Regen

zumabschied
Der Graf präsentiert ein
neues Album Seite 26

Starker auftritt
AumaObama und die
Höhner Seite 10

Der, Die, DaS

In Deckung! Trump
hat einen .. . Adler.
US-Präsidentschaftsbewerber
Donald Trump (69) gibt gern
den furchtlosen Draufgänger –
doch einWeißkopfseeadler hat
demMilliardär einen ordentli-
chen Schrecken eingejagt. Ein
Video des „Time“-Magazins
zeigt, wie das US-Wappentier im
August während eines Fototer-
mins auf Trumps Schreibtisch
sitzt und plötzlich nach ihm
hackt – worauf Trump ängstlich
in Deckung geht. In einer ande-
ren Sequenz sitzt der Adler na-
mens „Uncle Sam“ auf Trumps
Arm und bringtmit unruhigen
Flügelschlägen die Frisur des
Politikers durcheinander.

NRWplant Radschnellwege, die Pendler vomAuto aufs Rad bug-
sieren sollen. Die Fahrradautobahnen versprechen Vorrang für
Radfahrer. Ein fünf Kilometer langes Stück des Radschnellwegs
im Ruhrgebiet wurde gerade eingeweiht. Er soll mit dem be-
stehenden Netz an der Zeche Zollverein in Essen (Bild) verbun-

den werden. Für andere Radwege laufen Machbarkeitsstudien,
unter anderem für einen euregionalen zwischen Aachen, Herzo-
genrath, Kerkrade und Heerlen. Das NRW-Verkehrsministerium
stellte in dieserWoche Landstraßenmit Radschnellwegen gleich:
eine wichtigeWeiche für die Finanzierung. ▶ SeiTe 9
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Auf ihrem Parteitag grenzen sich die Sozialdemokraten deutlich von denen in der Union ab, die
eine Obergrenze für die Aufnahme fordern. Heute stellt sich Parteichef Gabriel zur Wiederwahl.

SPDeinigt sichaufKontingente
Berlin. Der SPD-Bundesparteitag
steuert heute auf seinen Höhe-
punkt zu: Parteichef Sigmar Ga-
briel stellt sich bei demKongress in
Berlin zur Wiederwahl. Mit Span-
nung wird erwartet, ob die Partei
ihremVorsitzendenund kommen-
den Kanzlerkandidaten ein starkes
Ergebnis beschert. Vor zwei Jahren
hatte er 83,6 Prozent erhalten.

In der Debatte um die Auf-
nahme von Flüchtlingen hat sich
die SPD deutlich gegen Forderun-
gen nach einer Obergrenze posi-
tioniert. Als „Unsinn“ geißelte Ga-
briel gestern entsprechende Forde-
rungen aus der Union. „Populisti-
sches Geschwätz“ sah der SPD-
Fraktionsvorsitzende Thomas Op-
permann in der Diskussion um
Obergrenzen. „Schutzrechte sind
nicht verhandelbar“, betonte die
rheinland-pfälzische Ministerprä-
sidentinMaluDreyer (SPD).Damit
grenzt sich die SPD von Teilen der
Union ab, die eine Obergrenze for-
dern.

Stattdessen fordert die SPD euro-
päische Kontingente zur Auf-
nahmevon Flüchtlingen. So könn-
ten dieMenschen auf sicherenWe-
gen und ohne Schlepper nach
Europa kommen, sagte Dreyer, die
den Antrag präsentierte.

Gabriel dachte bereits laut über
Details einer Kontingentlösung

nach. Es müsse einen Vorrang für
Familien geben, sagte er. Es solle
gelten: „Frauen und Kinder zu-
erst.“ Den Fürsprechern einer
Obergrenze hielt er entgegen, dies
würde nur funktionieren, wenn
man die Grenzen schließe. „Dann
ist Europa wirklich im Eimer.“

Mit ihrer Haltung stärkt die SPD
auch Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) den Rücken, die
ebenfalls europäischeKontingente
fordert, eine Obergrenze aber
gegen den Wunsch von Teilen
ihrer Partei ablehnt. Die Asylpoli-

tik und Merkels Haltung werden
voraussichtlich auch Schwerpunkt
des CDU-Parteitags in der kom-
mendenWoche sein.

Sachsen-Anhalts Ministerpräsi-
dent Reiner Haseloff (CDU) for-
derte in einem Interview, jährlich
nicht mehr als 400 000 Flücht-
linge in Deutschland aufzuneh-
men. „Wir haben jetzt sehr lange
Zeit abstrakt über diese Grenze
nach oben diskutiert, nun sollten
wir sie auch konkret beziffern“,
sagte er der „Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung“.

Der Leitantrag der SPD zur
Flüchtlingspolitik ging in seiner
Ursprungsfassung zunächst nicht
auf das in der Koalition umstrit-
tene Thema des Familiennachzugs
ein. Konsens zwischen Union und
SPD ist es, dasNachholen vonEhe-
gatten, Kindern oder Eltern für
subsidiär Schutzberechtigte für
zwei Jahre auszusetzen. Die SPD
pocht aber darauf, Syrer davon
auszunehmen. Dieser Punkt ist in
denVerhandlungenmit derUnion
noch umstritten.

Zuvor hatte der Parteitag einen
Antrag zur Friedenspolitik be-
schlossen. Außenminister Frank-
Walter Steinmeier (SPD) rechtfer-
tigte den Syrien-Einsatz der Bun-
deswehr. Der Konflikt lasse sich
nicht allein militärisch lösen. Nur
durch den militärischen Einsatz
könne aber erreicht werden, dass
vom syrischen Territorium etwas
übrig bleibe, das befriedet werden
könne, sagte Steinmeier. Die Rede
wurde mit stehenden Ovationen
seiner Parteifreunde beantwortet.

AltkanzlerGerhard Schröder ap-
pellierte – bei seinem ersten Auf-
tritt auf einem SPD-Parteitag seit
acht Jahren – die Sozialdemokra-
ten sollten sich mutig für Frieden,
Freiheit und Gerechtigkeit einset-
zen. (epd) ▶ Kommentar Seite 2,
Bericht Seite drei

Ein seltener Auftritt: Altkanzler Gerhard Schröder ehrte beim Bundespar-
teitag unter anderem den kürzlich gestorbenen Altkanzler Helmut
Schmidt. Foto: dpa

Weiterer Schritt RichtungRadautobahn

erste deutsche Maschinen sind in Richtung des Einsatzgebiets gestartet

LuftwaffestartetSyrien-einsatz

Jagel. Ein Vorauskommando der
Luftwaffe ist gestern mit zwei Tor-
nado-Aufklärungsflugzeugen in
den Einsatz gegen die Dschihadis-
tenmiliz Islamischer Staat (IS) in
Syrien gestartet. Die etwa 40 Sol-
daten flogen vom Flugplatz Jagel
aus in einem Militärtransporter
zum türkischen Militärstützpunkt
Incirlik, gefolgt vondenAufklärern
sowie einem Tankflugzeug der

Luftwaffe. Der
eigentliche

Einsatz beginnt laut Regierung im
Januar.

Die Tornados und die dazugehö-
rige Mannschaft gehören zu dem
auf Luftaufklärungsmissionen spe-
zialisierten Taktischen Luftwaffen-
geschwader 51 „Immelmann“ aus
Jagel in Schleswig-Holstein, das be-
reits ähnliche Missionen in Afgha-
nistan sowie über dem ehemaligen
Jugoslawien absolviert hatte. Bei
dem Abschiedsappell für das Vo-

rauskommando

auf dem Luftwaffen-Flugplatz in
der Nähe von Schleswig betonte
Schleswig-Holsteins Ministerpräsi-
dent TorstenAlbig (SPD) die Bedeu-
tung ihres Einsatzes im Kampf
gegen den IS und für die Freund-
schaft zwischen Deutschland und
Frankreich.Die Soldatenhätten bei
ihrerMission die „volle Solidarität“
der Deutschen. Der Bundestag
hatte am vergangenen Freitag grü-
nes Licht für den Einsatz von bis zu
1200 Soldaten im Rahmen des
internationalenmilitärischen Vor-
gehens gegen den IS in Syrien und
im nördlichen Irak gegeben. Er re-
agierte auf eine Beistandsbitte
Frankreichs nach den Anschlägen
von Paris. (afp) ▶ Seite 2

Auf dem Weg
ins türkische Incirlik: ein

Tornado der Luftwaffe.

Aixtronverliert
Auftrag,Aktie
gehtaufTalfahrt
Herzogenrath. Der Spezialmaschi-
nenbauer Aixtron muss einen her-
ben Rückschlag in China verkraf-
ten. Mit dem Kunden San‘an Op-
toelectronics habe man sich auf
eine erhebliche Reduzierung des
Auftragsvolumens geeinigt, teilte
das Unternehmen mit. Die Bestel-
lung wurde von 50 auf drei bereits
gelieferte Maschinen zusammen-
gestrichen. Am Markt sorgte das
für ein Beben: Die Aktie verlor bis
zumAbendmehr als 40 Prozent an
Wert und schloss bei 4,12 Euro.
(dpa) ▶ Seite 6

Unterhalt für
Kindersteigt im
kommendenJahr
Düsseldorf. Trennungskinder er-
halten ab dem kommenden Jahr
von ihren unterhaltspflichtigen
Elternteilen mehr finanzielle
Unterstützung. Die neue „Düssel-
dorfer Tabelle“ tritt am 1. Januar
2016 in Kraft, wie das Oberlandes-
gericht Düsseldorf gestern mit-
teilte. Demnach steigt der Min-
destunterhalt für ein Kind bis
sechs Jahre von bislang 328 auf
335 Euro. Für Kinder bis zum
zwölften Lebensjahr werden 384
statt bisher 376 Euro festgelegt. Für
Kinder bis zum 18. Lebensjahr soll
es 450 statt 440 Euro geben. Für
volljährige Kinder steigt der Min-
destunterhalt von 504 auf 516
Euro.

Auf den Unterhaltsbedarf muss
nach Angaben des Gerichts das
Kindergeld angerechnet werden,
beiminderjährigen Kindern in der
Regel zur Hälfte. (dpa)

HEUTE MIT

Wochenmagazin zur Zeitung

Noch viele Streitpunkte bei Klimaverhandlungen

Verlängerung inParis?

Paris. Die Klimaverhandlungen
der Vereinten Nationen gehen
heute in den entscheidenden Tag.
Nach den Plänen der französi-
schen Gastgeber soll bis 18 Uhr
eineVereinbarung zur Begrenzung
der Erderwärmung zwischen den
196 Verhandlungspartnern unter
Dach und Fach sein. Allerdings
deutetwegen vieler offener Punkte
einiges auf eine Verlängerung der
seit fast zwei Wochen laufenden
Klimakonferenz hin. Aus der EU-
Delegation hieß es: „Es liegt noch
viel harte Arbeit vor uns.“

Ein Knackpunkt blieb, wann
und wie die Klimaziele der Länder
verschärft werden sollen. Denn
nur so lässt sich aus Forschersicht

die Erderwärmung auf unter zwei
Grad begrenzen und ein weltweit
gefährlicher Klimawandel noch
abwenden. Die EU möchte, dass
die Ziele bereits von 2018 oder
2019 an alle fünf Jahre überprüft,
und ab 2021 auch nachgebessert
werden. Andere Staaten stellen
sich in etlichen Punkten quer. Aus
Verhandlerkreisen verlautete, es
werde für die EU und die USA wo-
möglich leichter sein, Kompro-
missemitChina und Indien zu fin-
den, als die Ablehnungsfront der
Staaten um Saudi-Arabien zu
durchbrechen. Diese wollen ver-
hindern, dass ihr Geschäft mit Öl
und Gas durch den neuen Klima-
vertrag leidet. (afp/dpa) ▶ Seite 2

kurznotiert

Dortmund verliert 0:1
gegen PAOK Saloniki
Dortmund. Borussia Dortmund
hat den Gruppensieg in der
Europa League verpasst. Zum
Abschluss der Vorrunde verlor
der Bundesligist gestern Abend
gegen PAOK Saloniki mit 0:1
(0:1). Schalke 04 triumphierte
über Asteras Tripolis mit 4:0
(2:0), der FC Augsburg besiegte
Partizan Belgradmit 3:1 (1:1).
(dpa) ▶ Sport
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Region&nRW Party-lieblinge
Feine Spezialitäten aus
Mexiko Service

Das Land stellt Geld für die Machbarkeitsstudien von fünf Schnellwegen zur Verfügung. In Aachen wird das Ergebnis 2016 erwartet.

NRWplantRadautobahnenfürPendler
Von Madeleine Gullert

Aachen. Radschnellwege sollen
Pendlern in Nordrhein-Westfalen
den Weg zur Arbeit erleichtern.
Anstatt mit dem Auto im Stau zu
stehen, sollen künftig Tausende
mit dem Fahrrad auf den gut aus-
gebauten breiten Wegen radeln.
Testen könnendas jetzt schonRad-
fahrer im Ruhrgebiet. Dort wurde
vor einigen Tagen ein fünf Kilome-
ter langes Stück des sogenannten
RS1 zwischen Essen undMülheim
eröffnet. Zurzeit laufen außerdem
vom Land finanzierte Machbar-
keitsstudien für mehrere Fahrrad-
autobahnen, auch für einen eure-
gionalen Radschnellweg zwischen
Aachen –Herzogenrath – Kerkrade
– Heerlen. Doch bis die Projekte
fertig sind, ist es ein weiterWeg.

In dieser Woche wurde aber
schon einmal eine wichtige Vor-
aussetzung zur Umsetzung ge-
schaffen: Das Landeskabinett be-
schloss, Radschnellwege Landes-
straßen gleichzustellen. Eine ent-
sprechendeÄnderung des Straßen-
undWegegesetzeswurde damit auf
den Weg gebracht. Die Strecken
werden laut NRW-Verkehrsminis-
terium wie Landesstraßen vom
Land gebaut. Bei Großstädten mit
mehr als 80000 Einwohnern müs-
sen die Städte zwar zahlen, sollen
aber laut Ministerium mit Förder-
mitteln unterstützt werden.

Vorbild sind die Niederlande

Im Landeshaushalt sind von 2016
bis 2019 bis zu fünfMillionen Euro
für Planung und Bau vorgesehen.
Der Landtag muss darüber zwar
noch entscheiden, aber Rot-Grün
will NRW zum Vorzeigeland für
Radfahrer machen.
„NRW ist einmal mehr
Schrittmacher in Sachen
Radverkehr“, sagt Mi-
chael Groschek (SPD).
Man gehöre damit zur
„Avantgarde der Repu-
blik“.

Vorbild sind die Nie-
derlande. Schon in den
1980er Jahren wurden
dort Radschnellwege ge-
testet, um stauanfällige Straßen-
netze zu entlasten. Heute gibt es
dort mehr als zwei Dutzend „Snel-
fietsroutes“. Das Netz soll in den
kommenden Jahren auf 675 Kilo-
meter ausgebaut werden. In den
Niederlanden wie in NRW steht
die Idee dahinter, dass Pendler Ent-
fernungen von bis zu 15 Kilome-
ternmit dem Rad zurücklegen.

Sinnvoll seien solche Radauto-
bahnen in Ballungsräumen mit
hoher Einwohnerdichte, sagt Da-
niel Wegerich, Geschäftsführer
des ADFC inNordrhein-Westfalen.
Ein Großteil der mit dem Auto zu-
rückgelegten Strecken sei kürzer
als fünf Kilometer. „Mit dem Rad
ist man schneller, günstiger, ge-
sünder und umweltfreundlicher
unterwegs“, sagt Wegerich. Der
ADFC geht davon aus, dass die

Radschnellwege zu einer „erhebli-
chen Entlastung“ des Autover-
kehrs“ führen. „Sie sind essenziell
für eine zukunftsweisende Ver-
kehrs- undMobilitätsplanung.“

Was aber genau macht einen
Radschnellweg aus, undwie unter-
scheidet er sich von den vielen
Trassenradwegen, die viele in der
Freizeit nutzen? Zunächst einmal
gibt es eine strikte Trennung von
Fuß- und Radverkehr. Gibt es eine

Radbahn, muss diese mindestens
vier Meter breit sein, ein zusätzli-
cher Fußwegmuss zweiMeter breit
sein. Gibt es je einen Radweg für
beide Richtungen müssen die bei-
denWege je drei Meter breit sein.

Innerorts ist eine Beleuchtung
vorgeschrieben. Außerorts sei das
nicht zwingend, erklärt Peter Lon-
don, zuständiger Referent beim
nordrhein-westfälischenVerkehrs-
ministerium. „Das wäre sonst sehr
kostenintensiv.“ Raststationen, an
denen Luft für die Fahrräder be-
reitgestellt wird, sind ein Soll, kein
Muss. Hauptkern ist eine weitge-
hende Bevorrechtigung für Rad-
schnellwege. „In jedem Fall müs-
sen Räder mit den Autofahrern
gleichberechtigt sein“, sagt er.

Wie so ein Weg aussieht, ist be-
reits im Ruhrgebiet zu sehen. Der

RS1 soll einmal Duisburg und
Hamm miteinander verbinden.
Das erste Teilstück ist sechs Meter
breit und fünf Kilometer lang, es
gibt kaum Kreuzungen, und der
Weg soll gut an den öffentlichen
Nahverkehr angebunden werden.
Finanziert wurde diese Machbar-
keitsstudie vom Bund.

Das Land NRW fördert zurzeit
Machbarkeitsstudien für die fünf
Gewinner eines Planungswettbe-
werbes aus dem Jahr 2013. Wäh-
rendMünster spätestens im Januar
erste Ergebnisse der Machbarkeits-
studien vorstellen kann, rechnet
man inDüsseldorf imMärzmit der
Fertigstellung der Machbarkeits-
studie.

In Aachenwird es laut Verkehrs-
ministeriumwohl Mitte 2016 wer-
den. Das hat aber auch einen
Grund: Aachen hat anders als an-
dere Städte sehr früh die Bürger in
den Prozess involviert. Aus diesem
Grundhabe sich dieMachbarkeits-
studie verzögert. Zurzeit gebe es

drei Varianten, in die 86 Bürger-
vorschlägemiteinbezogen sind, er-
klärt Axel Costard, Sprecher der
Stadt Aachen.

Wer soll das bezahlen?

Im Januar soll die Machbarkeits-
studie in denGremien der beteilig-
ten Kommunen besprochen wer-
den. Neben der Stadt Aachen sind
das die StadtHerzogenrath unddie
Städteregion Aachen. Auf nieder-
ländischer Seite sind die Städte
Heerlen und Kerkrade beteiligt,
außerdem Provinz und Parkstad
Limburg. Auchdort sindMachbar-
keitsstudien in Arbeit. „Wir ver-
sprechen uns viel von dem Rad-
weg. Gerade in Zeiten, in denen
immer mehr Menschen mit Pede-
lecs fahren, ist ein Radschnellweg
attraktiv“, sagt Costard und ver-
weist auf den beliebtenVennbahn-
weg, der aber viel zu schmal ist, um
ein Radschnellweg zu sein.

Doch wie sieht der Zeitplan für

die Radwege aus? 2016 sollen laut
Verkehrsministerium alle Projekte
in NRW ihre Machbarkeitsstudien
vorstellen. Darüber wird in den je-
weiligen Räten abgestimmt. Da-
nach stellen die Kommunen beim
Land einen Förderantrag für die
Entwurfsplanungen. Mindestens
ein Jahr würden diese Planungen
sicher in Anspruch nehmen,
schätzt London. Wenn sie geneh-
migt sind, können die Städte Bau-
geld beantragen. Wenn der Land-
tag die Gleichstellung der Rad-
schnellwege mit Landstraßen ge-
nehmigt, hätte das Vorteile: „Bei
kleineren Städtenwie denen in der
Städteregion würde sogar der Lan-
desbetrieb Straßen den Bau über-
nehmen“, sagt London. Der ADFC
NRWglaubt, dass die Finanzierung
nur mit kreativen Ansätzen zu lö-
sen ist.

Radschnellwege sind wegen der
Anforderungen teuer. Der RS1 im
Ruhrgebiet soll 183,7 Millionen
Euro kosten. Das ist ein Grund,
weshalb man sich noch vor einer
eventuellen Einreichung in den
Wettbewerb ans Land 2013 ent-
schiedenhat, aus demRadweg zwi-
schen Aachen und Jülich einen
„Premiumradweg“ zu machen –
keinen Radschnellweg. Auf der
Trasse, die in Teilen fertig ist, gibt
es keine Trennung zwischen Fuß-
gängern und Radfahrern, außer-
dem ist der Radweg zu schmal.
„Der kostet uns aber zunächst nur
vier Millionen Euro“, sagt Ralf Os-
wald vonder StädteregionAachen.
Trotzdem sei der Weg auch für
Pendler gedacht.

? Alle Infos zumEuregio-Radweg
www.radschnellweg-euregio.de

dastheMa: FahrradlandnrW

In Köln und Düsseldorf wollen die Stadträte die Radwegebenutzungspflicht aufheben. In Aachen hat man damit längst angefangen.

RuntervomFahrradweg–undabaufdieStraße

Köln/Düsseldorf. Radfahren ist auf
der Straße sicherer als auf demRad-
weg. Das sagen Experten des Allge-
meinen Deutschen Fahrradclubs
(ADFC). Einige Städte in Nord-
rhein-Westfalen überlegen des-
halb, die Radwegebenut-
zungspflicht abzuschaf-
fen. Der Rat der Stadt
Köln beschloss jüngst die
Aufhebung der Pflicht.
In Düsseldorf plant der
Rat dies ebenfalls.

„Ein sehr großer Teil
der Radwege ist nicht ge-
bautworden, umRadfah-
rern eine zügige und sichere Fahrt
zu ermöglichen, sondern um Au-
tofahrern freie Fahrt zu gewäh-
ren“, sagt Daniel Wegerich vom
ADFC NRW. Planerisch habe man
Fußgänger undRadfahrer vernach-
lässigt. Das sei gefährlich. Gerade
beim Rechtsabbiegen von Autos
gebe es immer wieder schwere Un-
fälle, weil Autofahrer die Radfah-

rer, die an der Kreuzung geradeaus
fahren wollen, übersehen. Befin-
den sich beideVerkehrsteilnehmer
auf der Straße, ist es sicherer.

„Wir befürworten deshalb die
Aufhebung der Radwegebenut-

zungspflicht, aber wir sind auch
für gute Radwege“, betont der
ADFC-Mann. Natürlich sei es
leichter, Radfahrer auf die Straße
zu lassen, als gute Radwege zu
bauen. Doch die seien sinnvoll.

Wenndie Städte die Radwegebe-
nutzungspflicht aufheben, kön-
nen Radfahrer selbst entscheiden,
ob sie lieber auf der Straße oder auf
dem Radweg fahren. Die Radwege-
benutzungspflicht und damit das
Verbot, auf der Straße zu fahren,
besteht, wenn ein blaues Schild
dies anzeigt. Dochwie immer ist es
in Deutschland etwas kompliziert.
Denn schon 1997 und er-
neut 2009 sah eine
Änderung der
Straßenver-
kehrsord-
nung vor,
die Radwe-
gebenut-
zungs-
pflicht
einzu-
schränken.

Diese bestehende Rechtslage
müsse endlich in allen Städten
umgesetzt werden, sagt Wegerich.
Doch nur wenige Radfahrer ma-
chen von ihrem Recht, auf der
Straße zu fahren, Gebrauch, wie
eine Studie der Bundesanstalt für
Straßenwesen ermittelte. Wohl,
weil sie nichts davonwissen.

Dabei entschied das Bundesver-
waltungsgericht 2010

(BVerwG 3 C 42.09) er-
neut, dass Radfahrer
nur auf dem Fahr-
radweg fahren müs-
sen, wenn aufgrund
der „besonderen ört-
lichen Verhältnisse

eine Gefahrenlage be-
steht, die das allgemeine

Risiko erheblich übersteigt“.
In denmeisten Fällen gibt es laut

ADFC keine rechtliche Grundlage
für ein Verbot des Radfahrens auf
der Straße, trotzdem stehen dort
die blau-weißen Schilder.

Das hat schon zu Klagen ge-
führt. Die Stadt Alsdorf unterlag
2013 vor Gericht. Sie wollte Rad-
fahrer nicht auf der Weinstraße
fahren lassen, weil sie an einigen
Stellen dafür zu schmal sei. Stimmt
nicht, urteilte das Verwaltungsge-
richt. Da die Straße verkehrsarm
sei, müssten Radler nicht den Rad-
weg nutzen. Auch in Köln seien
viele Radwegenutzungspflichten
überflüssig, hieß es vom Rat. Rad-
fahrclubs in der Stadt wünschen
sich freie Fahrt auf den Ringen.

In NRW haben sich nur einige
Kommunen eingehend mit der
Radwegebenutzung beschäftigt.
Eine dieser Städte ist Aachen. „Wir
haben das sukzessive seit 1997 ge-
prüft“, sagt Axel Costard, Sprecher
der Stadt. An der Jülicher Straße,
einer vielbefahrenen Ausfallstraße
inAachen, habeman frühdie Rad-
wegebenutzungspflicht abge-
schafft. Der Radweg dort sei zunah
an die Bushaltestelle gebaut.

Das Schild ist oft unnötig, sagt der ADFC: Hier müssen Radfahrer
den Radweg nutzen. Foto: stock/blickwinkel

„NRW ist einmal mehr
Schrittmacher in Sachen
Radverkehr.“
MIchAEl GRoSchEK (SPD),
NRW-VERKEhRSMINIStER

„Wir befürworten die
Aufhebung, aber wir sind auch
für gute Radwege.“
DANIEl WEGERIch, ADFc NRW

Sechs Meter für Radfahrer, ein getrennter Fußweg: So wie das erste Teil-
stück des RS1 im Ruhrgebiet soll ein Radschnellweg sein. Foto: dpa

aktiondestaGes

E Die 63 Mitarbeiter des städti-
schen Bauhofes in herzogenrath
haben auf eineWeihnachtsfeier
verzichtet und dafür 63Weih-
nachtstüten für Flüchtlinge ge-
packt. Sie sammelten innerhalb der
Belegschaft Geld, um davon in ihrer
Freizeit Leckeres und Schönes zu
kaufen, das nun den Flüchtlingen
Freude bereiten soll. Mit dieser Ak-
tion wollen die Spender die Men-
schen, dieWeihnachten nicht zu
Hause sein können, herzlich will-
kommen in der neuen Kultur hei-
ßen. Überreicht werden dieWeih-
nachtstüten heute beim Begeg-
nungsfest im Pfarrzentrum St. Ger-
trud in Herzogenrath. Im Bild die
BauhofmitarbeiterWerner Paffen
(von links), Dennis Benezeder, Se-
verin Siepmann, Sascha Baumgar-
ten, Calvin Lehnen undThomas
Tscharge. Foto: Stadt Herzogenrath

kurznotiert

Putzhilfe muss sieben
Jahre ins Gefängnis
Aachen/Roetgen. Zu sieben Jah-
ren Haft wegen besonders
schweren Raubes und gefährli-
cher Körperverletzung ist ges-
tern eine 61-jährige Putzhilfe
am Aachener Landgericht ver-
urteilt worden. Die Verurteilte
war imHaushalt einer 72-jähri-
gen Roetgenerin tätig, die ihr
MitteMai wegen Unzuverlässig-
keiten gekündigt hatte. Am Tag
danach kehrte die Entlassene
zur Roetgenerin zurück, würgte
diese bis zur Bewusstlosigkeit,
setzte sich auf ihren Brustkorb,
bis eine Rippe brach, und schlug
ihrmehrfach eine Holzstatue
auf den Kopf. Dann sperrte sie
die Verletzte ins Bad, die aus
dem Fenster entkommen
konnte. Die Verurteilte hatte
Schmuck imWert von 18 000
Euro gestohlen. (wos)

Aston Martin bewusst
demoliert: Bewährung
Düsseldorf. Ein temperament-
voll ausgetragener Rosenkrieg
hat einer 41-jährigen Düssel-
dorferin ein halbes Jahr Haft auf
Bewährung wegen Sachbeschä-
digung eingebracht. Sie hatte
mit ihrem teuren Geländewa-
gen, einemGeschenk ihres Ex-
Lebensgefährten, dessen Aston
Martin demoliert. Einmal vor-
wärts, einmal rückwärts und
einmal seitwärts war sie ihm
vorsätzlich ins kostbare Blech
gefahren. Ihren Führerschein ist
sie für mindestens ein halbes
Jahr los. Zudemmuss sie 200
Arbeitsstunden ableisten. Ein
Brief soll ihreWut ausgelöst ha-
ben: Darin hatte der Ex-Freund
sie aufgefordert, dieWohnung,
die er ihr überlassen hatte, bin-
nen 14 Tagen zu räumen. (dpa)

Köln eröffnet neues
Stück der U-Bahn
Köln. Am kommenden Sonntag
wird der südliche Teilabschnitt
der Nord-Süd-Stadtbahn in Köln
und die Haltestelle Severin-
straßemit einem Bürgerfest ein-
geweiht. Die Linie 17 soll den
Domunterirdisch über die Alt-
stadt und die Südstadt dann
wieder überirdischmit demKöl-
ner Süden verbinden. Unter an-
deremwegen des Einsturzes des
Kölner Stadtarchivs 2009 verzö-
gert sich das Projekt. Die ge-
samte Nord-Süd-Strecke wird
wohl erst im Jahr 2022 in Be-
trieb gehen. Die Haltestelle, die
die Severinstraßemit der nördli-
chen Haltestelle Altstadt verbin-
det, ist die nicht fertiggestellte
amWaidmarkt. Grund ist die
komplizierte Beweisaufnahme
zum Stadtarchiveinsturz. (red)
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